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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im Mai 2021 reichte der Kanton Basel-Stadt eine Standesinitiative ein, mit der er die
Öffnung der Grenzen forderte. Das Parlament und der Bundesrat sollten die im
Rahmen der Corona-Verordnung 3 erlassene Einreiseverweigerung aufheben und sich
dafür einsetzen, dass keine Grenzen mehr geschlossen werden. Der Kanton beklagte vor
allem die negativen psychischen Effekte der Massnahmen auf die Bevölkerung in der
trinationalen Region, die aufgrund der Grenznähe besonders stark davon betroffen sei.
Zudem habe der Basler Kantonsarzt die Effektivität der Grenzschliessung zur
Eindämmung der Corona-Ausbreitung in Frage gestellt, zusätzlich erschwere die
Grenzschliessung die Versorgung mit medizinischem Bedarf. 
Der Ständerat gab dem Vorstoss in der Frühjahrssession 2022 stillschweigend keine
Folge. Kommissionsprecher Zopfi (gp, GL) erklärte, dass die Kommission die
Formulierung der Initiative als zu «starr» empfinde, weil dadurch der
Handlungsspielraum der Bundesregierung in einer zukünftigen Pandemie zu stark
eingeschränkt würde. Die Motion Herzog (sp, BS; Mo. 21.3698), die der Ständerat im
September 2021 angenommen hatte, wurde stattdessen als angemessenere Lösung für
das nachvollziehbare Anliegen des Kantons betrachtet. Selbst Eva Herzog, Urheberin
der angesprochenen Motion, sprach sich für eine Ablehnung der Standesinitiative aus,
vorausgesetzt ihre Motion werde auch im Nationalrat angenommen. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Sommersession 2022 gab der Nationalrat die Standesinitiative des Kantons
Basel-Stadt zur Öffnung der Grenzen keine Folge. Damit folgte er dem Antrag der SiK-
NR, die sich einstimmig gegen das Initiativanliegen ausgesprochen hatte, da sie die in
beiden Räten angenommene Motion Herzog (sp, BS; Mo. 21.3698) für zielführender
befand. Die Motion Herzog beauftragte den Bundesrat damit, das Epidemiengesetz so
anzupassen, dass er bei Grenzsschliessungen die notwendigen Massnahmen ergreifen
kann, um die Reisefreiheit von Grenzgehenden sowie von betroffenen Einwohnerinnen
und Einwohnern zu gewährleisten. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt verlangten in vier ähnlich
gelagerten Standesinitiativen (Kt.Iv. 20.331; Kt.Iv. 21.304; Kt.Iv. 21.307; Kt.Iv. 21.312) die
Beteiligung des Bundes an den Ertragsausfällen der Spitäler, die auf das durch den
Bundesrat erlassene Verbot von «nicht dringend angezeigten medizinischen Eingriffe[n]
und Therapien» vom März 2020 zurückzuführen sind. Es gehe nicht an, dass sich der
Bund nun aus der Verantwortung stehle, ist etwa der Begründung des Kantons
Schaffhausen zu entnehmen. Damit keine kantonalen Ungleichbehandlungen
entstünden, solle die Koordination der Kompensation zwischen dem Bund, den
Kantonen und den Krankenkassen über die GDK erfolgen. Im November 2021 nahm sich
die SGK-SR den Standesinitiativen an. Ihr zufolge falle das Bereitstellen der für die
Pandemie notwendigen Spitalkapazitäten in den Aufgabenbereich der Kantone. In
Krisensituationen liege es an allen Staatsebenen, einen Teil der Last zu übernehmen.
Bislang sei es der Bund gewesen, der 80 Prozent der Kosten, die im Zusammenhang mit
der Pandemie angefallen sind, übernommen habe. Daher beantragte die Kommission
mit 9 zu 3 Stimmen, den Standesinitiative keine Folge zu geben. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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In der Wintersession 2021 befasste sich der Ständerat mit vier Standesinitiativen der
Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt (Kt.Iv. 20.331; Kt.Iv. 21.304; Kt.Iv.
21.307; Kt.Iv. 21.312), die den Bund dazu auffordern wollten, für die während der
ersten Covid-19-Welle entstandenen Ertragsausfälle der Spitäler aufzukommen. Peter
Hegglin (mitte, ZG) erläuterte für die SGK-SR, dass es für eine «seriöse Beratung»,
inwiefern sich der Bund finanziell beteiligen soll, den Schlussbericht in Erfüllung des
Postulates 20.3135, welcher auf Ende 2023 angekündigt sei, abzuwarten gelte. Daher
habe die Kommission den Standesinitiativen keine Folge gegeben.
Minderheitensprecher Hannes Germann (svp, SH) erwiderte, dass sich der Bund an den
Kosten beteiligen solle, da er mit seinem Durchführungsverbot von nicht dringend
angezeigten medizinischen Eingriffen und Therapien das Subsidiaritätsprinzip verletzt
und in die kantonale Autonomie eingegriffen habe. Der dadurch entstandene Schaden
belaufe sich gemäss Schätzungen des Dachverbands der Spitäler H+ Ende 2020 auf CHF
1.5 bis 1.8 Mrd. Auch Maya Graf (gp, BL) plädierte für Folgegeben und bezeichnete die
Spitäler als «unsere wichtigsten Gesundheitsversorger». Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab das Stöckli den Kantonsbegehren knapp keine Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-NR gegen die vier Standesinitiativen zur Beteiligung des Bundes
an den Ertragsausfällen und Mehrkosten von Spitälern und Kliniken während der
ersten Covid-19-Welle (Kt.Iv. SH 20.331; Kt.Iv. AG 21.304; Kt.Iv. TI 21.307; Kt.Iv. BS 21.312)
ausgesprochen hatte, kamen die Initiativen in der Herbstsession 2022 in den
Nationalrat. Eine Minderheit rund um Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) war der
Auffassung, dass der Bund in die Pflicht genommen werden sollte, da er während der
Pandemie gewisse Eingriffe der Spitäler verboten hatte. Zudem habe er in
vergleichbaren Situationen auch beim öffentlichen Ortsverkehr Vergütungen
vorgenommen. Kommissionssprecher Christian Lohr (mitte, TG) teilte diese Ansicht
indes nicht. Der Bund habe bereits die Finanzierung des grössten Teils der
gesundheitlichen Covid-19-Massnahmen übernommen. So sei dieser etwa für
Gesundheitskosten in der Höhe von CHF 5 Mrd. aufgekommen. Mit jeweils ungefähr 140
zu 35 Stimmen gab der Nationalrat den Standesinitiativen keine Folge. Einzig die grüne
Fraktion sprach sich geschlossen für Folgegeben aus, die anderen Fraktionen votierten
geschlossen (GLP-Fraktion) oder grossmehrheitlich dagegen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Da eine entsprechende Unterstützung für Sport-, Kultur- und Freizeitvereine im
Rahmen des Covid-19-Gesetzes in der Zwischenzeit geschaffen worden war, sprach
sich nach dem Ständerat auch der Nationalrat in der Sommersession 2021 dagegen aus,
der Standesinitiative des Kantons Jura Folge zu geben. Diese ablehnende Haltung hatte
zuvor auch die WBK-NR ausgedrückt, gleichzeitig aber auch eine Verlängerung der
Massnahmen für Sport und Kultur bis Ende 2021 gefordert. Überdies nahmen sowohl
die Kommission als auch der Nationalrat die Petition 20.2025 des Schweizerischen
Katholischen Kirchenmusikverbandes zum Thema «Chorsingen in Zeiten von Corona»
zur Kenntnis. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Mittels Standesinitiative forderte der Kanton Jura im September 2020 die Einführung
einer Preisobergrenze für Hygienemasken und hydroalkoholisches Gel in der
ausserordentlichen Lage. Bei den beiden Gütern handle es sich in Pandemiezeiten um
Grundbedarfsgüter, deren Preise bedingt durch die starke Nachfrage stiegen. Der
Kanton Jura befürchtete Missbrauch durch Personen, die von der besonderen Situation
profitierten und sich bereicherten. Bei ihrer Behandlung im November 2021 erachtete
die SGK-SR die Standesinitiative als überholt und beantragte mit 10 zu 0 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), der Forderung keine Folge zu geben. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Stillschweigend gab der Ständerat in der Wintersession 2021 einer Standesinitiative des
Kantons Jura, welche eine Preisobergrenze für Hygienemasken und
hydroalkoholisches Gel in der ausserordentlichen Lage forderte, keine Folge. Damit
folgte er seiner SGK. Diese erachtete das Anliegen als überholt, vielmehr gelte es nun zu
gewährleisten, dass die Bevölkerung ausreichend mit medizinisch wichtigen Gütern
versorgt werde, erklärte der Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) im Rat. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im April 2022 befasste sich die SGK-NR mit einer Standesinitiative des Kantons Jura,
die im September 2020 im Hinblick auf die Covid-19-Pandemie eingereicht worden war
und eine Preisobergrenze für Hygienemasken und hydroalkoholisches Gel in der
ausserordentlichen Lage zum Gegenstand hatte. Damit sollte verhindert werden, dass
Notlagen wie bei der Covid-19-Pandemie auch zukünftig wieder durch einzelne
Personen oder Unternehmen ausgenutzt werden. Die Kommission sprach sich mit 14 zu
8 Stimmen gegen Folgegeben aus. In ihrer Medienmitteilung begründete die
Kommissionsmehrheit ihren Entscheid damit, dass es zu Pandemiebeginn zwar
tatsächlich einen Masken- und Desinfektionsmittelmangel gegeben habe, dass diese
Situation allerdings nicht von anhaltender Dauer gewesen sei. Zudem habe der
Preisüberwacher im Zusammenhang mit Fällen von Wucher- und Betrugsverdacht
interveniert. Gemäss der Mehrheit der SGK-NR bestehe die grösste Herausforderung in
der Gewährleistung einer ausreichenden Versorgung mit medizinisch wichtigen Gütern
– etwas, das nicht durch eine Preisbegrenzung erreicht werden könne. Obwohl sich
auch die Kommissionsminderheit um Léonore Porchet (gp, VD) nicht vollständig von
einer Preisobergrenze überzeugt zeigte, war sie dennoch der Meinung, dass es einer
Anpassung der Rechtsgrundlagen bedürfe, um die Wiederholung einer solchen
Situation in Zukunft zu verhindern. Folglich sprach sie sich für Folgegeben aus. In der
Sommersession 2022 kam das Anliegen in den Nationalrat. Nach Ausführungen Lohrs
(mitte, TG) und Porchets für die Kommission resp. die Kommissionsminderheit gab der
Nationalrat der Standesinitiative mit 100 zu 62 Stimmen keine Folge. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.04.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Mittels einer Standesinitiative forderte der Kanton Jura im August 2020 die Schaffung
eines Bundesfonds zur Unterstützung von Sport-, Kultur- und Freizeitvereinen, die
von den im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie getroffenen Massnahmen
besonders stark tangiert sind. Der Bundesrat solle in Absprache mit den aus den drei
Bereichen stammenden Verbänden «Regeln und objektive Kriterien» definieren, nach
welchen die Finanzhilfen aus diesem Fonds ausgerichtet werden sollen. Weiter liess der
Kanton Jura verlauten, es sei nicht seine Absicht, die von Bundesrat und BAG
getroffenen Beschlüsse von Ende Februar 2020 zu hinterfragen, er wolle lediglich auf
die damit einhergehenden finanziellen Folgen hinweisen, welche die Existenz gewisser
Organisationen und Vereine gefährdeten. Da anzunehmen sei, dass die bis zum 15. März
2021 ergriffenen Massnahmen über dieses Datum hinaus in Kraft blieben und
gegebenenfalls verschärft werden könnten, spitze sich die Situation für die betroffenen
Vereine weiter zu. Aus diesem Grund bedürfe es nun eines «starke[n] Zeichen[s] der
Solidarität».
Anfang Februar 2021 setzte sich die WBK-SR im Rahmen der Vorprüfung mit dem
jurassischen Anliegen auseinander. In ihrer Medienmitteilung liess sie verlauten, sie
könne die Besorgnis zwar nachvollziehen, sei allerdings der Ansicht, dass die Forderung
der Standesinitiative in der Zwischenzeit durch die vom Bund als Reaktion auf die
Covid-19-Krise durchgeführten Unterstützungsmassnahmen erfüllt worden sei. Folglich
beantragte die Kommission mit 12 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der Initiative keine
Folge zu geben. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.02.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2021 mit einer jurassischen
Standesinitiative, welche die Schaffung eines Bundesfonds zur Unterstützung der stark
von den im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie beschlossenen Massnahmen
betroffenen Sport-, Kultur- und Freizeitvereine zum Ziel hatte. Kommissionssprecher
Germann (svp, SH) drückte zwar Verständnis für das Anliegen aus, erklärte gleichzeitig
aber auch, dass dieses angesichts der «sich überschlagenden Ereignisse» mittlerweile
überholt sei. Bei der Standesinitiative handle es sich nicht um das richtige Instrument,
da es rascher Entscheidungen bedürfe. Man werde sich der Thematik jedoch im
Rahmen der Behandlung des nächsten Covid-19-Massnahmen-Pakets annehmen,
welches noch in derselben Session traktandiert sei. Auf diese Worte hin gab die kleine
Kammer der Initiative keine Folge. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im September 2021 reichte der Kanton Jura eine Standesinitiative ein, mit der er den
weltweiten Zugang zu Covid-19-Impfstoffen verlangte. Darin nahm das jurassische
Kantonsparlament eine Debatte im Rahmen der WTO auf und kritisierte die einseitige
Verteilung der Impfstoffe: Während die reichen Staaten für 13 Prozent der
Weltbevölkerung 50 Prozent der Impfdosen reserviert hätten, fehlten für die ärmeren
Regionen Impfstoffe und Spendengelder zur Beschaffung der Impfstoffe. Zur
Verbesserung der Situation sei eine Lockerung des Patentschutzes, wie sie gemäss
einem WTO-Abkommen von 1995 in gesundheitlichen Notlagen möglich sei, nötig. Die
Schweiz müsse daher «darauf pochen», dass von dieser WTO-Regelung Gebrauch
gemacht werde. 
Als die SGK-SR die Initiative im Oktober 2022 behandelte, hatte sich die Situation
allerdings verändert: Aktuell sei die Impfstoffnachfrage rückläufig, es müssten gar
Impfstoffe vernichtet werden, begründete die Kommission unter anderem ihren
einstimmigen Antrag, der Initiative keine Folge zu geben. Auch in Krisenzeiten müsse
zudem geistiges Eigentum zur Förderung von Innovation geschützt werden. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.10.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2022 folgte der Ständerat der SGK-SR und beschloss, der
Standesinitiative des Kantons Jura, die einen weltweiten Zugang zu Covid-19-
Impfstoffen forderte, stillschweigend keine Folge zu geben.
Für die Kommission sprach Hans Stöckli (sp, BE) und betonte, dass heute nicht der
Zugang zu den Impfstoffen, sondern die dafür notwendige Logistik die primäre
Schwierigkeit darstelle. Eine Aufweichung des Patentschutzes sei nicht zielführend, so
der Ständerat. Die einzige weitere Wortmeldung kam von Carlo Sommaruga (sp, GE), der
sich mit dem Anliegen des Kantons solidarisierte und erläuterte, dass Patentregelungen
dem medizinischen Fortschritt eher im Weg stünden, als dass sie ihn beschleunigten
und die Standesinitiative deshalb ihre Berechtigung habe. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2022
NIC TÖNY

Krankenversicherung

Im Juni 2019 verlangte der Grosse Rat des Kantons Genf in einer Standesinitiative von
der Bundesversammlung, mit einer Motion den Verzicht auf eine Erhöhung der
Krankenkassenprämien 2020 zu verlangen. Damit reihte sich diese Standesinitiative in
eine Gruppe von Vorstössen des Kantons Genf (sowie anderer Kantone der Romandie
sowie des Tessins) für tiefere Krankenkassenprämien ein. Eine Erhöhung sei nicht nötig,
da die Gesundheitskosten 2018 nur leicht angestiegen seien und die Krankenkassen
über hohe Reserven verfügten, die deutlich über dem gesetzlichen Minimum lägen, so
die Begründung aus Genf. 
Die SGK-SR behandelte die Initiative im November 2020, also bereits über ein Jahr,
nachdem die Prämien für das Jahr 2020 bekannt gegeben worden waren. Die
Kommission anerkannte die Problematik sowie die Argumente des Kantons Genf, wies
jedoch darauf hin, dass besagte Prämie ohne Eingreifen des Parlaments nur um 0.2
Prozent angestiegen war. So erachtete die Kommission einen «Prämienstopp mittels
einer Standesinitiative [...] als nicht zweckdienlich» und die Annahme der
Standesinitiative «aus zeitlichen Gründen» als obsolet. Dieser Ansicht pflichtete der
Ständerat in der Wintersession 2020 bei und gab der Initiative keine Folge. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Nach dem Ständerat entschied sich in der Sommersession 2021 auch der Nationalrat
stillschweigend, der Standesinitiative des Kantons Genf gegen eine Erhöhung der
Krankenkassenprämien 2020 keine Folge zu geben. Er folgte damit dem Antrag der
SGK-NR, die sich zuvor mit 15 zu 7 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) gegen Folgegeben
ausgesprochen hatte, da sie die Standesinitiative als obsolet und weitgehend erfüllt
erachtete. In der Herbstsession 2021 zog Roger Nordmann (sp, VD) eine Motion (Mo.
19.3989) zurück, mit der seine Fraktion ebenfalls einen Verzicht auf eine
Prämienerhöhung für das Jahr 2020 gefordert hatte. «[O]n ne peut donc plus rien
faire», da das entsprechende Jahr bereits vorbei sei, begründete Nordmann den
Rückzug. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Im Juni (Kt.Iv. 20.318) und November 2020 (Kt.Iv. 20.337) reichte der Grosse Rat des
Kantons Genf zwei Standesinitiative ein, mit denen er Solidarität der
Krankenversicherungen mit der Schweizer Bevölkerung forderte. Im Juni verlangte er,
dass die OKP die Kosten der Covid-19-Tests vollständig, also ohne Selbstbehalt oder
Franchise, übernehmen soll. Zu diesem Zeitpunkt war die Übernahme der Testkosten
noch von der Stärke der Symptome abhängig. Damit solle einerseits den tieferen Kosten
für die OKP durch eine geringere Anzahl Arztbesuche und Operationen während der
Pandemie Rechnung getragen werden und andererseits solle der eigentliche Sinn der
Krankenkassenreserven – nämlich die Kostendeckung in nicht vorhersehbaren
Situationen – erfüllt werden. 
In seiner zweiten Standesinitiative im November verlangte er überdies einen
dreimonatigen Verzicht auf die Erhebung der OKP-Prämien, eine Auflösung von 50
Prozent der Krankenkassenreserven und ein Verbot der Prämienerhöhung für die
nächsten zwei Jahre. Damit solle der Tatsache Rechnung getragen werden, dass die
Schweizer Bevölkerung neben gesundheitlichen Sorgen auch von grossen
wirtschaftlichen Sorgen durch Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit, Arbeitsplatzverlust oder die
Schliessung von Unternehmen geplagt werde. Besonders betroffen seien davon «wie in
jeder Krise» die Ärmsten. In der Sitzung der SGK-SR Mitte August 2021 fanden die zwei
Genfer Initiativen keinen Anklang: Einstimmig verzichtete die Kommission darauf, der
Initiative 20.318 zur Finanzierung der Covid-19-Tests Folge zu geben, zumal die Kosten
der Tests in der Zwischenzeit bereits von den Krankenkassen und dem Bund
übernommen werden; mit 10 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen erlitt auch die Initiative
20.337 dasselbe Schicksal. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.08.2021
ANJA HEIDELBERGER

Einstimmig respektive mit 10 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen empfahl die SGK-NR,
den Genfer Standesinitiativen für eine vollständige Übernahme der Kosten der Covid-
19-Tests durch die Krankenversicherungen (Kt.Iv. 20.318) und für einen dreimonatigen
Verzicht auf die Erhebung der OKP-Prämien sowie für ein zweijähriges Verbot der
Prämienerhöhung (Kt.Iv. 20.337) keine Folge zu geben. Erstere Initiative sei bereits
erfüllt, wobei die aktuell geltende Regelung für die Versicherten gar vorteilhafter sei als
der Vorschlag der Initiative. Kommissionssprecher Peter Hegglin (mitte, ZG) erläuterte
dem Rat dieselbe Argumentation in der Herbstsession 2021, ohne dabei zu erwähnen,
dass der Bundesrat in der Zwischenzeit entschieden hatte, die Übernahme der Kosten
per Anfang Oktober aufzuheben. Letztere Initiative widerspreche hingegen dem KVG,
da eine dreimonatige Aussetzung der Prämienerhebung und ein
Prämienerhöhungsverbot dem Kostendeckungsprinzip widersprächen. Schliesslich
würde ein verbindlicher Abbau von 50 Prozent der Reserven bei verschiedenen
Versicherern zu einer Unterschreitung der Mindestreserve führen. Stillschweigend gab
der Ständerat keiner der beiden Initiativen Folge. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2022, S. 133 f.; Bericht der SPK-SR vom 1.2.22; Kt. Iv. 21.314
2) AB NR, 2022, S. 1092; Kommissionsbericht SPK-NR vom 29.4.22
3) Medienmitteilung SGK-SR vom 12.11.21
4) AB SR, 2021, S. 1432 ff.
5) AB NR, 2022, S. 1626 f.; Bericht SGK-NR vom 18.8.22
6) AB NR, 2021, S. 943 f.; Bericht WBK-NR vom 15.4.21
7) Medienmitteilung SGK-SR vom 12.11.21
8) AB SR, 2021, S. 1431 f. 
9) AB NR, 2022, S. 1090 f.; Bericht der SGK-NR vom 8.4.22
10) Medienmitteilung WBK-SR vom 2.2.21
11) AB SR, 2021, S. 39
12) Bericht SGK-SR vom 13.10.22
13) AB SR, 2022, S. 1221 ff.
14) AB SR, 2020, S. 1406 f.; Bericht SGK-SR vom 12.11.20 
15) AB NR, 2021, S. 1662; AB NR, 2021, S. 943
16) Medienmitteilung SGK-SR vom 10.8.21
17) AB SR, 2021, S. 919 f.; AB SR, 2021, S. 921; Bericht SGK-SR vom 9.8.21 (20.318); Bericht SGK-SR vom 9.8.21 (20.337)
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